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1. Aufgabenfelder und Gremienbesetzung
Unter dem Dach der Landesarbeitsgemeinschaft Selbsthilfe behinderter Menschen Bremen e.V. (LAGS) haben sich aktuell 29 Selbsthilfeverbände behinderter und chronisch kranker Menschen und ihrer Angehörigen aus Bremen und Bremerhaven zusammengeschlossen. Die LAGS arbeitet für die Selbstbestimmung und Selbstvertretung von Menschen mit Behinderungen und chronischen Erkrankungen. Die LAGS unterstützt die Selbsthilfe der Betroffenen und fördert deren Vernetzung zum gemeinsamen Erfahrungsaustausch und zur gegenseitigen Unterstützung.

Arbeitsschwerpunkte der LAGS Bremen e.V. sind u.a.:

· Unterstützung von behinderten und chronisch kranken Menschen bei der Bewältigung von Krankheiten und psychischen Problemen,

· Information und Beratung behinderter und chronisch kranker Menschen über die aktuelle Entwicklung in der Sozial-, Gesundheits- und Behindertenpolitik,

· Unterrichtung der gesetzgebenden Organe und zuständigen Behörden über Probleme, Bedürfnisse, Anliegen und Forderungen von behinderten Menschen,

· Anregung gegenüber Öffentlichkeit, Verwaltung und Politik von Maßnahmen, die zur Verbesserung der gesundheitlichen, gesellschaftlichen und persönlichen Lage behinderter und chronisch kranker Menschen dienen,

· Sozialberatung zu allen relevanten Themen für Menschen mit Behinderung und chronischer Erkrankung,

· Hinweis auf weiterführende Informations- und Beratungsleistungen,

· Ermöglichung von Arbeitskreisen für Selbsthilfeinteressierte und öffentlichkeitswirksame Hinweise hierauf,

· Zusammenarbeit mit Organisationen ähnlicher Zielsetzungen,

· enge Kooperation mit dem Landesbehindertenbeauftragten.

Zu den satzungsgemäßen Zielen der LAGS gehören zudem die Koordinierung der Interessen von Menschen mit Beeinträchtigungen und deren Vertretung gegenüber Öffentlichkeit, Politik, Behörden, Ausschüssen und Institutionen.

Im Rahmen dieser Aufgabenstellungen ist die LAGS in folgenden Gremien bzw. ständigen Ausschüssen vertreten:

· In der Deputation für Soziales bei der Senatorin für Soziales, Kinder, Jugend und Frauen in beratender Funktion,

· im beratenden Ausschuss für behinderte Menschen bei dem Integrationsamt,

· im Widerspruchsausschuss bei dem Integrationsamt,

· im Medienrat Bremen,

· in der zentralen Arbeitsgruppe zur Versorgung Geistig- und Mehrfachbehinderter und psychisch Kranker bei der Senatorin für Soziales, Kinder, Jugend und Frauen,

· im Landespflegeausschuss,

· in der Landesarbeitsgemeinschaft für Betreuungsangelegenheiten bei der überörtlichen Betreuungsbehörde der Senatorin für Soziales, Kinder, Jugend und Frauen,

· im Forum Barrierefreies Bremen,

· im Arbeitskreis Bremer Protest gegen Diskriminierung und für Gleichstellung behinderter Menschen,

· im Beirat der Behindertenverbände Bremens zur Begleitung des Bremischen Behindertengleichstellungsgesetzes,

· im Ausschuss nach §20 c Abs. 1 Satz 2 SGB V für die Vergabe der Selbsthilfe-Fördermittel der Krankenkassen,

· in der Arbeitsgruppe Folgenabschätzungen Rechtsverordnungen bei der Senatorin für Soziales, Kinder, Jugend und Frauen,

· im Begleitausschuss Stadtführer für behinderte Menschen Bremen,
· im Landesteilhabebeirat zur Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention im Land Bremen
· in der Bremer Pflegeinitiative.
2. Der Vorstand der LAGS Bremen
Der Vorstand der LAGS Bremen prägt nicht nur die Verbandspolitik, sondern hat auch im Berichtszeitraum konkret und persönlich an der Umsetzung seiner inhaltlichen Vorgaben durch kontinuierliches ehrenamtliches Engagement beigetragen.

Auf der Mitgliederversammlung im Gehörlosenfreizeitheim am 16. Juni 2016 wurde der Vorstand der LAGS einstimmig entlastet.

Für folgende Arbeitsbereiche sind die jeweiligen Vorstandsmitglieder zuständig, regelmäßig tätig und auch persönlich ansprechbar:

	Dieter Stegmann

(1. Vorsitzender)

	Bauen, Wohnen, ÖPNV



	Patrick George

(2. Vorsitzender)

	Hörgeschädigte, berufliche Integration und berufliche Betreuung behinderter Menschen


	Andreas Hoops

(Rechnungsführer)

	Finanzen 




	Jürgen Karbe

(Beisitzer)

	Blinde und Sehbehinderte

	Lydia Stegmann

(Beisitzerin)


	Frauen und Behinderung

	Volker Heemsath

(Beisitzer)

Hans-Peter Keck
(Beisitzer)
	Forum Barrierefreies Bremen

Betreuungsrecht


Bei Bedarf können Interessierte Kontakt zu einem Vorstandsmitglied über die Geschäftsstelle der LAGS aufnehmen. Von hier werden die Anfragen koordiniert und weitergeleitet.

3. Die Geschäfts- und Beratungsstelle der LAGS 
Schwerpunkte der Geschäftsstellenarbeit liegen in den Bereichen Mitgliederbetreuung, Koordination, Informationsverteilung, Administration, Planung, Beratung, politische Gremienarbeit, Interessenvertretung und Öffentlichkeitsarbeit.
Das Beratungsangebot - eines der zentralen Tätigkeitsfelder der LAGS Bremen - umfasste im Berichtszeitraum persönliche Beratungen in der Geschäftsstelle sowie fernmündliche, häusliche und schriftliche Beratungen. Im Mittelpunkt der Beratungen des vergangenen Jahres standen unter anderem folgende Themenbereiche:
· Nachteilsausgleiche 
· Behinderung und Schwerbehindertenausweis

· Leistungsansprüche

· Selbsthilfegruppen

· Wohnberatung 
· Mitarbeit in Verbänden und Vereinen

· Arbeit und Beruf

· Barrierefreies Reisen

· Vermittlung von Rechtsbetreuung

· Betreuungsrecht

· Persönliches Budget
· Migration und Behinderung
Nachteilsausgleiche - In diesem Zusammenhang wurden insbesondere Anfragen zu Steuer- und Versicherungsangelegenheiten bearbeitet. Darüber hinaus kamen Fragen zu Gebührenermäßigungen sowie Ermäßigungen im Reiseverkehr.

Behinderung und Schwerbehindertenausweis - Die Gewährung von besonderen Rechten bzw. Vergünstigungen für schwerbehinderte Menschen steht u.a. in Abhängigkeit vom Grad der Schwerbehinderung, der durch einen Schwerbehindertenausweis nachzuweisen ist. Diesbezüglich wurde zu den Themen Anträge und Verfahren beim Versorgungsamt beraten. Zudem bestand Beratungsbedarf mit Blick auf die Bemessung des Grades der Schwerbehinderung.

Leistungsansprüche nach SGB II, IX, XI und XII - In diesen Sozialgesetzbereichen gibt es regelmäßig hohen Beratungsbedarf. Insbesondere hinsichtlich der seit 1.1.2005 gültigen Gesetzestexte von SGB II und XII waren die Beratungsanfragen umfänglich. Bei zunehmenden Bestrebungen der Kostenträger, Leistungen gar nicht oder nicht in ausreichendem Maße zu bewilligen, sehen Menschen mit Beeinträchtigungen immer öfter den Anlass gegeben, sich von kompetenter Stelle unabhängige Beratungshilfen zu holen.

Selbsthilfegruppen - In Bremen und Bremerhaven gibt es über 150 Gruppen und Initiativen, die die Selbsthilfe bei gesundheitlichen Störungen, bei der Krankheitsbewältigung und bei psychosozialen Problemen zum Inhalt ihrer Arbeit gemacht haben. Im Rahmen von Beratungsgesprächen wurde im Bedarfsfall auf entsprechende Gruppen verwiesen oder Kontakte konnten hergestellt werden.

Wohnberatung - Beratungsbedarf zeigte sich zudem im Bereich Wohnen und Bauen. Insbesondere ging es in diesen Beratungsfeldern auch um die barrierefreie Umgestaltung von Wohnraum und die Ausgestaltung mit Hilfsmitteln. Beratungsbedarf ergab sich weiterhin durch öffentliche Stellen, die Anfrage hielten mit Blick auf die barrierefreie Umgestaltung von öffentlichen Gebäuden und Einrichtungen.

Verbände und Vereine - Regelmäßig erfolgen Anfragen von behinderten Menschen nach Möglichkeiten der Mitgliedschaft oder Mitarbeit in Verbänden oder Vereinen, die der jeweiligen Behinderungsform entsprechen. Hier kann - soweit möglich und bekannt - über Schwerpunktsetzungen der Vereine beraten und vermittelt werden.

Arbeit und Beruf - Die Vermittlung von behinderten Menschen in den allgemeinen Arbeitsmarkt erweist sich nach wie vor als äußerst problematisch. Dies bestätigten auch die Beratungsbedarfe von Betroffenen zum Thema Arbeit und Beruf. Während speziellere Fragestellungen an entsprechende Fachdienste vermittelt wurden, konnten allgemeine Problemstellungen in der Beratungsstelle bearbeitet werden.

Barrierefreies Reisen – Menschen mit Behinderungen haben meist sehr individuelle Bedürfnisse hinsichtlich der Anreise, Ausstattung einer Urlaubsunterkunft, den örtlichen Gegebenheiten oder des Service vor Ort. Diese gilt es zu prüfen und nach einem Anbieter zu suchen, der vor dem Hintergrund von Erfahrungen passende Angebote vorlegen kann. Die LAGS ist bei der Suche nach entsprechenden Anbietern gerne behilflich.
Vermittlung von Rechtsberatung - Der LAGS Bremen sind eine Reihe von sozialrechtserfahrenen Anwälten persönlich bekannt. Im Bedarfsfall verweisen wir interessierte Ratsuchende an eine Auswahl von Anwälten, die über die notwendige Erfahrung im jeweils gefragten Rechtsgebiet verfügen.

Betreuungsrecht – Im Zusammenhang mit dem Betreuungsrecht haben die Beratungsanfragen in den vergangenen Jahren erheblich zugenommen. Von besonderem Interesse ist hier das Verfahren zur Anregung einer Betreuung, die Bedeutung einer Betreuung für die Selbstbestimmung eines Menschen oder die Nachfragen zu den unterschiedlichen Aufgabenkreisen (Gesundheits- und Vermögenssorge, Wohnungsangelegenheiten).

Persönliches Budget – Bereits seit dem 1. Januar 2008 haben Menschen mit Behinderung einen Rechtsanspruch auf ein trägerübergreifendes Persönliches Budget. Dieser Anspruch ergibt sich aus den entsprechenden Regelungen im Sozialgesetzbuch (SGB IX) – Rehabilitation und Teilhabe. Dadurch können Empfänger von Sozialleistungen von den Rehabilitationsträgern anstelle von Dienst- oder Sachleistungen zur Teilhabe ein Budget wählen. Hieraus bezahlen sie die Aufwendungen, die zur Deckung ihres persönlichen Hilfebedarfes erforderlich sind. Damit werden behinderte Menschen zu Budgetnehmern, die den Einkauf der Leistungen eigenverantwortlich, selbständig und selbstbestimmt regeln können.

Geflüchtete Menschen mit Behinderung – Auffällig war in den letzten Monaten eine gestiegene Zahl von Beratungen für Menschen mit Flucht-Hintergrund. Hierzu gab es zahlreiche Anrufe von Privatpersonen oder Betreuungspersonal aus Notunterkünften und Übergangswohnheimen, z. B. mit dem Ziel individueller und bedarfsgerechter Unterstützung oder angemessener Unterbringung. Entsprechende Anfragen wurden mit zielführender Beratung oder Vermittlung an geeignete kompetente Stellen bearbeitet bzw. beantwortet.

Diese Arbeit war aus personellen Gründen zwischenzeitig nur eingeschränkt möglich, wurde in dieser Form aber Mitte Februar mit der Neubesetzung der Leitung der Geschäfts- und Beratungsstelle mit Herrn Gerald Wagner wieder aufgenommen. Die LAGS ist montags bis donnerstags von 8.00 - 16.30 Uhr und freitags von 08:00 -13:00 Uhr telefonisch erreichbar. Zu diesen Zeiten können auch Termine für persönliche Beratungsgespräche vereinbart werden.

4. Verbandsarbeit und -entwicklung
Die LAGS Bremen hat auch im aktuellen Berichtszeitraum auf Bremer Landesebene kontinuierlich und gemeinsam mit den Mitgliedsverbänden sowie weiteren Partnern ihre erfolgreiche Arbeit fortgesetzt. Ein Schwerpunkt ist weiterhin die Umsetzung des Bundesteilhabegesetzes und des Aktionsplanes für das Land Bremen zur Gleichstellung behinderter Menschen. Mit den Protesttagen und dem Bremer Behindertenparlament sowie weiteren öffentlichkeitswirksamen Aktionen, wird die LAGS auch weiterhin mit Nachdruck die Forderungen behinderter Menschen und ihrer Selbsthilfeorganisationen vertreten.

Ganz besonders kommt es darauf an, dass Politik und Verwaltung Zusagen einhalten und unsere Initiativen, wie z. B. die Beschlüsse des Bremer Behindertenparlaments, konsequent umsetzen. Darauf hat der LAGS-Vorsitzende und Präsident des 22. Bremer Behindertenparlaments, das am 01. Dezember 2017 in der Bremischen Bürgerschaft stattgefunden hat, in seinem Bericht vor der Sozialdeputation am 27. April 2017 ausdrücklich hingewiesen.
Erfreulich ist zudem, dass sich die finanzielle Förderung der LAGS Bremen durch die Senatorin für Soziales, Kinder, Jugend und Frauen in den Jahren 2016 und 2017 gefestigt hat. Dank der finanziellen Förderung durch die Krankenkassen können wir weiterhin unseren vierteljährlich erscheinenden Informationsdienst herausgeben. Im Informationsdienst werden sowohl aktuelle Beiträge aus den Mitgliedsverbänden, von lokalen und überregionalen Veranstaltungen und über relevante Publikationen veröffentlicht, als auch Informationen aus Sozialpolitik, Rechtspolitik und der öffentlichen Diskussion zu behindertenpolitischen Themen. Die steigende Zahl der Anforderungen des Infodienstes einerseits und die regelmäßigen Anfragen nach weitergehenden Informationen andererseits sind ein wichtiges Indiz dafür, dass dieses Informationsmedium von Mitgliedsverbänden, Einzelpersonen und Freunden der LAGS weiterhin interessiert zur Kenntnis genommen wird. Nachdem aus büroorganisatorischen Gründen im Jahr 2016 lediglich zwei Info-Dienste erscheinen konnten, sollen im Jahr 2017 wieder möglichst vier Ausgaben erscheinen – jeweils eine pro Quartal. Anfang April 2017 ist der erste Ino-Dienst dieses Jahres bereits erschienen.
Fortgesetzt wurde auch die Arbeit zur Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention im Land Bremen. Im Landesteilhabebeirat arbeitet der LAGS-Vorstand tatkräftig und engagiert mit
Eine sehr öffentlichkeitswirksame Initiative ist in diesem Jahr auch die Präsentation der LAGS Bremen auf der Reha-Messe „IRMA“ im Bremer Messezentrum, gemeinsam mit dem Landesbehindertenbeauftragten.

5. Finanzen
Der Rechnungsführer der LAGS Bremen wird - wie in den Jahren zuvor - auf der Mitgliederversammlung einen genauen Bericht über die finanzielle Situation des Vereins geben.

6. Arbeitskreise der LAGS Bremen
Die LAGS organisiert Arbeitskreise für behinderte und chronisch kranke Menschen. Sie bietet so - auch in Kooperation mit anderen Einrichtungen der Behindertenselbsthilfe - Foren, in denen Behinderte ihre Anliegen verbands- und behinderungsübergreifend formulieren, diskutieren und problematisieren können, um letztlich durch politische Aktivitäten, private Initiativen, persönliches Engagement oder durch Öffentlichkeitsarbeit zu einer Verbesserung ihrer Lebenssituation aktiv beizutragen. Mit anderen Worten: Die Arbeitskreise bieten Hilfe zur Selbsthilfe.
6.1 Arbeitskreis Bremer Protest
Der Arbeitskreis Bremer Protest ist ein Bündnis von behinderten und nichtbehinderten Menschen sowie von Organisationen von und für behinderte Menschen. Seit seiner Gründung im Jahr 1993 wurde der Arbeitskreis kontinuierlich zur festen Einrichtung der Behindertenselbsthilfe ausgebaut. An den allmonatlich stattfindenden Treffen in der Geschäftsstelle der LAGS Bremen beteiligen sich im Schnitt 20-25 Personen aus unterschiedlichen Organisationen oder aus privatem Interesse. Die Mitglieder des Arbeitskreises beschäftigen sich mit allen denkbaren Problemen der Behindertenselbsthilfe und leisten insbesondere die inhaltliche Vorbereitung der seit 1993 jährlich wiederkehrenden Tagesveranstaltung "Protesttag gegen Diskriminierung und für Gleichstellung behinderter Menschen".
Thematische Schwerpunkte des Arbeitskreises für den Berichtszeitraum:

· Nachbereitung des 24. Bremer Protesttages vom 3. Mai 2016
· Vorbereitung und Durchführung des 25. Bremer Protesttages vom 3. Mai 2017
· Vorbereitung und Durchführung des 22. Bremer Behindertenparlaments vom 1. Dezember 2016
· erste Planungen des Behindertenparlamentes im Dezember 2017
· Bearbeitung und Diskussion der Antworten von Verwaltung und Politik auf die Beschlussvorschläge der Fraktionen behinderter Menschen des 22. Bremer Behindertenparlaments

· Zusammenarbeit mit dem Landesbehindertenbeauftragten

· Beschäftigung mit den Inhalten der UN-Behindertenrechtskonvention unter Leitung des Landesbehindertenbeauftragten

6.2 Forum Barrierefreies Bremen
Das Forum Barrierefreies Bremen ist eine Arbeitsgemeinschaft behinderter Menschen, die sich schwerpunktmäßig mit den Bereichen Bauen, Wohnen und Verkehr auf ihren allmonatlichen Sitzungen beschäftigt. Organisiert wird das Forum Barrierefreies Bremen arbeitsteilig von der LAGS und SelbstBestimmt Leben. Dazu gehören die Vorbereitung, Leitung und Nachbereitung der Sitzungen. Den Mitgliedern der Arbeitsgemeinschaft geht es in erster Linie um den Abbau von baulichen Barrieren im öffentlichen Bereich. So setzten sich die Forumsmitglieder im Berichtszeitraum in Verhandlungen mit der Baubehörde und diversen privaten Bauherren für die barrierefreie Gestaltung von Neu- und Umbauten ein.
Thematische Schwerpunkte des Forums für den Berichtszeitraum:

· diverse Bauberatungen für öffentliche und private Bauherren bzw. –träger
· Kooperationsgespräche mit der BSAG (neue Elektro-Busse der BSAG, Mitnahme von E-Scootern bei der BSAG)
· Barrierefreier Zugang zum Bremer Rathaus
· enge Zusammenarbeit mit dem Behindertenbeauftragten, der regelmäßig an den Sitzungen des Forums teilnimmt.
7. Projekte und Kooperationen
7.1 Mitarbeit in dem Landesteilhabebeirat nach dem Aktionsplan der UN-Behindertenrechtskonvention im Land Bremen

Im Dezember 2014 hat der Senat der Freien Hansestadt Bremen den Aktionsplan zur Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention im Land Bremen und die Einrichtung des Landesteilhabebeirats beschlossen. Inzwischen kommt der Landesteilhabebeirat mindestens drei Mal jährlich zusammen. Die LAGS setzt sich in dem Teilhabebeirat mit Nachdruck für die Umsetzung der Rechte und Belange von Menschen mit Behinderungen ein. Im Zeitraum Juni 2016 bis Juni 2017 wurde sich unter anderem mit der Inklusion an den bremischen Schulen, möglichen Änderungen am Landeswahlgesetz (barrierefreie Wahllokale, Wahlschablone usw.), Überprüfung des Landesmediengesetzes und einer Überarbeitung des Landesbauordnung befasst.

7.2 Mitarbeit der LAGS in der Sozialdeputation
Seit vielen Jahren ist die LAG Selbsthilfe Bremen e. V. anerkannter und ständiger Gast in der staatlichen (mit Bremerhaven) und städtischen (nur Bremen) Deputation für Jugend, Soziales, Senioren und Ausländerintegration. In der Deputation werden alle wichtigen Maßnahmen, Gesetze und Verordnungen, aber auch die finanziellen Rahmenbedingungen für alle Maßnahmen, die diesen Ressortbereich betreffen, erstmals öffentlich beraten und entschieden.

Der Gaststatus der LAGS Bremen in der Deputation bedeutet, dass wir bei jeder Sitzung anwesend sein und beratend mitreden, aber nicht abstimmen dürfen.

Gleichwohl gelangen wir auf diesem Wege oftmals frühzeitig an Informationen über Maßnahmen und Entwicklungen, die Menschen mit Behinderungen in vielen Lebensbereichen - von der Frühförderung bis hin zur Versorgung im Alter - in vielfältigen sozialen Beziehungen betreffen können. Einige Themen der Sozialdeputation im Jahr 2015 / 2016 waren:

· Beschlüsse des 22. Bremer Behindertenparlaments

· Umsetzung des Bundesteilhabegesetzes

· Schaffung von zusätzlichem barrierefreien und rollstuhlgerechten Wohnraum

· Novellierung des Bremischen Wohn- und Betreuungsgesetzes

· Personalpräsenz in Pflege- und Betreuungseinrichtungen

Der große Einsatz, den die LAGS dort, insbesondere vertreten durch Dieter Stegmann, dort seit vielen Jahren leistet, wurde in der Sitzung der Sozialdeputation am 27.04.2017 ausdrücklich lobend erwähnt.

7.3 Zweiundzwanzigstes  Bremer Behindertenparlament
Am 01. Dezember fand das 22. Bremer Behindertenparlament in der Bürgerschaft statt. Nach der Begrüßung durch den Präsidenten des Behindertenparlaments, Herrn Dieter Stegmann, richteten Bürgerschaftspräsident Christian Weber, Bremens ehemaliger Bürgermeister und Schirmherr des Behindertenparlaments, Dr. Henning Scherf, Sozial-Staatsrat Jan Fries und Bremens Landes-Behindertenbeauftragter Dr. Hans Joachim Steinbrück Grußworte an die teilnehmenden Abgeordneten des Behindertenparlaments.
In seiner einführenden Rede erläuterte Parlamentspräsident Dieter Stegmann die Grundzüge des Behindertenparlaments und die Themenschwerpunkte der Sitzung. Insgesamt standen sechs Beschlussvorschläge (BV) auf der Tagesordnung:

BV 01:
Fraktion Blinden- u. Sehbehinderten-Verein Bremen e.V.

Thema:
Verweigerung von Landespflegegeld bei blinden Heimbewohnern

Rednerin:
Abgeordnete Martina Reicksmann

 

BV 02:
Fraktion Werkstattrat Bremen

Thema:
Gleichbehandlung bei der Entschädigung ehemaliger
Heimkinder 1949-1975

Redner:
Abgeordneter Uwe Seebode

 

BV 03

Fraktion Selbst Aktiv – Behinderte Menschen in der SPD Bremen

Thema:
Barrierefreiheit in privaten Arzt- und Therapiepraxen herstellen!

Redner:
Abgeordneter Udo Schmidt

 

BV 04:
Fraktion Selbst Aktiv – Behinderte Menschen in der SPD Bremen

Thema: 
Mitnahme von Assistenzhunden beim Besuch kultureller Einrichtungen

Rednerin:
Abgeordnete Rosemarie Kovac

 

BV 05:
Fraktion Selbst Aktiv – Behinderte Menschen in der SPD Bremen

Thema:
Urwald lichten und eine bessere Übersicht für potentielle
Arbeitgeber schaffen

Rednerin:
Abgeordnete Margitta Schmidtke

 
BV 06:
Fraktion Blinden- u. Sehbehinderten Verein Bremen e.V.

Thema:
Bremer pflegebedürftige behinderte Menschen bei
Landespflegegeld benachteiligt

Rednerin:      Abgeordnete Martina Reicksmann

Nach zum Teil ausführlichen Diskussionen stimmten die Abgeordneten allen Beschlussvorlagen zu.

Nach der Pause wurden in der „Aktuellen Stunde“ verschiedenste aktuelle Themen diskutiert, die Menschen mit Behinderung derzeit „unter den Nägeln brennen“ und die der Politik mit auf den Weg gegeben werden sollte. Unter anderem wies Dieter Stegmann darauf hin, dass die Arbeit zur Umsetzung des Aktionsplans in Bremen und Bremerhaven noch eine längere Zeit in Anspruch nehmen wird.

Während der aktuellen Stunde präsentierte Frau Ramona Bauermann-Meyer einen weiteren Beschlussvorschlag, der die Finanzierung von Assistentinnen oder Assistenten für Frauenbeauftragte in Werkstätten und Wohnstätten zum Inhalt hatte. Auch dieser Antrag wurde einstimmig angenommen.

Zum Abschluss dankte Dieter Stegmann in seiner Funktion als Präsident des Behindertenparlaments den Abgeordneten für die gute Zusammenarbeit und verabschiedete die Teilnehmenden bis zur 23. Sitzung im Dezember 2017.

Die inzwischen in der Sitzung der Sozialdeputation am 27.04.2017 vorgestellten Stellungnahmen der senatorischen Behörde Soziales finden Sie hier: Vorlage Behindertenparlament Depu 27 04 2017.

Eine ausführliche Dokumentation der Sitzung des 22. Bremer Behindertenparlaments befindet sich in der Erarbeitung und kann dann über die Geschäftsstelle der LAGS kostenlos bezogen werden.

7.4 Fünfundzwanzigster Bremer Protesttag am 3. Mai 2017
Im Rahmen des Europäischen Protesttages gegen Diskriminierung und für die Gleichstellung behinderter Menschen veranstaltete der Arbeitskreis Bremer Protest am 3. Mai 2017  in diesem Jahr bereits seinen 25. Bremer Protesttag. Rund 400 Menschen mit und ohne Behinderung nahmen in diesem Jahr an dem Demonstrationszug vom  Hauptbahnhof zum Marktplatz und an der anschließenden Kundgebung vor dem Haus der Bremischen Bürgerschaft teil. Darüber hinaus präsentierten die LAGS, der Werkstattrat und andere Selbsthilfeorganisationen ihre Arbeit an Informationsständen auf dem Bremer Marktplatz.

Bereits während der von Florian Grams geleiteten und moderierten Demonstration kamen zahlreiche Teilnehmende mit ihren Forderungen zu Wort: Bessere Teilhabemöglichkeiten in allen Bereichen des Berufs-, Freizeit- und Alltagslebens, mehr Geld für Werkstattbeschäftigte, mehr Barrierefreiheit auf Verkehrswegen, im Wohnungsbau und an öffentlichen Gebäuden, sowie Initiativen gegen die Diskriminierung und Beleidigung von behinderten Menschen im Alltag waren einige der Kernforderungen am heutigen Tag.

Die zentralen Forderungen des AK Bremer Protest nach mehr Neubau bezahlbarer barrierefreier Wohnungen, behindertengerechtem Umbau bestehender Wohnungen und mehr Barrierefreiheit an und in öffentlichen Gebäuden, insbesondere des Bremer Rathauses, unterstützten zahlreiche Besucher/innen und Teilnehmende des 25. Bremer Protesttages mit ihren Unterschriften auf ausliegenden Listen.

Dies waren die zentralen Forderungen zum 25. Bremer Protesttag 2017:

· BARRIEREFREIER (VORDER-)EINGANG AM BREMER RATHAUS!!!

Das Bremer Rathaus ist für viele behinderte Menschen – darunter auch Rollstuhlfahrer/innen – nur schwer erreichbar. Es hat keinen barrierefreien Zugang an dem Eingang, den alle Besucherinnen und Besucher und alle sonstigen Nutzerinnen und Nutzer nehmen. Seit zwei Jahren ist die Schaffung eines barrierefreien Vordereinganges zugesagt und in der Planung. Es geht aus unserer Sicht aber nicht wirklich voran.

Wir fordern Bürgermeister Dr. Carsten Sieling auf: Machen Sie endlich Druck bei den Planungen. Legen Sie uns bis zum 1. SEPTEMBER 2017 einen konkreten Plan zur Verwirklichung eines barrierefreien Vordereingangs am Bremer Rathaus vor!

· MEHR BEZAHLBAREN BEHINDERTENGERECHTEN WOHNRAUM SCHAFFEN!!!

Artikel 19 der 2009 von der Bundesregierung ratifizierten UN-Behindertenrechtskonvention schreibt vor, dass niemand gegen seinen Willen in einer stationären Einrichtung wohnen muss. Um diesen Anspruch zu realisieren, muss aber sehr viel neuer bezahlbarer barrierefreier Wohnraum geschaffen werden. Das Land Bremen hat in den letzten Jahren begonnen, Wohnungsbauprogramme aufzulegen, in denen eine Quote von 25 Prozent für geförderten Wohnungsbau enthalten ist. Dabei sind verschiedene Nutzergruppen angesprochen, u. a. auch behinderte Menschen.

Wir fordern von den beteiligten Wohnungsbaugesellschaften eine verbindliche Aussage darüber, wie viele barrierefreie bzw. rollstuhlgerechte Wohnungen tatsächlich geschaffen werden sollen. Darüber hinaus  fordern wir eine flächendeckende Ausweitung der Wohnungsbauprogramme, weil auch behinderte Menschen gern in verschiedenen Stadtteilen wohnen möchten.

· BETEILIGUNG BEHINDERTER MENSCHEN BEI DER SCHAFFUNG VON BARRIEREFREIEM WOHNRAUM IM BESTAND!!!

Das größte Potential zur Schaffung von bezahlbarem barrierefreiem Wohnraum liegt bei Veränderungen von Wohnungen im Bestand. Das ist zwar komplizierter und aufwendiger, ist aber schneller realisierbar als bei allen Neubauten.

Wir fordern von den Wohnungsbaugesellschaften eine Beteiligung behinderter Menschen für den Fall, dass es in einzelnen Wohngebieten Überlegungen oder Planungen gibt, vorhandenen Wohnraum barrierefrei zu gestalten. Dabei geht es nicht um einzelne Wohnungen, sondern um ganze Wohnblöcke oder Etagen.

Hauptredner/innen auf der Kundgebung waren Bremens Landesbehindertenbeauftragter Dr. Joachim Steinbrück, Martina Reicksmann vom Blinden- und Sehbehindertenverein Bremen und Heike Oldenburg (EXpA). In den von Wilhelm Winkelmeier (Selbstbestimmt leben e. V.) moderierten Reden stand – ganz im Sinne des diesjährigen Mottos der Aktion Mensch, “Wir gestalten unsere Stadt” – die behindertengerechte und barrierefreie Gestaltung unserer Städte Bremen und Bremerhaven im Mittelpunkt der Wortbeiträge. Für musikalische Begleitung sorgte die Band “Clubrock” des Bremer Martinsclubs.

Die Organisation des Protesttages erfolgt traditionell durch die Landesarbeitsgemeinschaft Selbsthilfe behinderter Menschen Bremen e. V., dem Werkstattrat Bremen, dem Landesverband der Gehörlosen sowie weiteren Organisationen der Behindertenselbsthilfe. Zahlreiche ehrenamtliche Helferinnen und Helfer trugen auch in diesem Jahr wieder zum Gelingen der Veranstaltung bei. Allen Beteiligten sei an dieser Stelle sehr herzlich gedankt!

Über den 25. Protesttag wurde in „SAT 1 Regional“, dem Bremer Regional-Fernsehmagazin „Buten un binnen“ sowie in der Syker Kreiszeitung berichtet. Ebenso erstellte das „Werkstatt-Radio“ der Werkstatt Bremen einen Bericht für den „Offenen Kanal“. Die Pressemitteilung des LAGS wurde auch auf der Seite der Senatspressestelle veröffentlicht.

7.5 Teilnahme an der IRMA vom 8.-10. Juni 2017
Die LAGS Bremen beteiligte sich in diesem Jahr an einem Gemeinschaftsstand zusammen mit dem Landesbehindertenbeauftragten auf der IRMA. Die IRMA ist eine internationale Reha- und Mobilitätsmesse, die jährlich im Wechsel zwischen Bremen und Hamburg stattfindet. Der Schwerpunkt liegt auf Problemlösungen für in ihrer Mobilität eingeschränkte Menschen. Themen sind u. a. behinderten- und seniorengerechte PKW, Rollstühle, Spezialräder, barrierefreies Reisen, barrierefreies Bauen und Wohnen sowie Behindertensport.
Die sechste Auflage der IRMA fand von Do., 08.06.2017, bis Sa., 10.06.2017 in Bremen statt. Ehrenamtliche der LAGS Bremen e. V. und die Geschäftsstellenleitung standen an diesen Tagen in unterschiedlichen Schichten von 08:00-18:00 Uhr für interessiertes Publikum für Informationen bereit. Im Vorfeld konnten kostenlose Eintrittskarten in der LAGS-Geschäfts- und Beratungsstelle bezogen werden.

7.6 Die LAGS Bremen e. V. als Regionalpartner der Aktion Mensch
Der Familienratgeber als ein Angebot der Aktion Mensch ist für persönlich Be-troffene ebenso interessant wie für Beratungsstellen oder Servicestellen, die das In-ternet-Angebot zur Unterstützung der täglichen Arbeit nutzen können. Bundesweit sind auf diese Weise aktuell über 25.000 Adressen verfügbar, die von über 150 Regionalpartnern gepflegt werden. Seit 10 Jahren ist die LAGS Bremen e.V. der Regionalpartner für Bremen, Bremerhaven und das niedersächsische Umland und hat die Adressendatei kontinuierlich auf aktuell ca. 300 Adressen mit ca. 500 Angeboten erweitert.

So ist es betroffenen Familien als auch professionellen Anbietern möglich, gezielt Adressen zu unterschiedlichen Rubriken wie z.B. Frühförderung, Wohnen, Freizeit-gestaltung oder Arbeit zu finden.

Die Verfügbarkeit bundesweiter Adressen ist z.B. ein Vorteil, wenn eine Familie in ein anderes Bundesland oder auch nur eine andere Region umziehen und sich vorab einen Überblick über die Infrastruktur vor Ort verschaffen möchte.

Des Weiteren finden Interessierte auf der Homepage des Familienratgebers (www.familienratgeber.de) Informationen zu aktuellen Themen, aktuelle Veröffentli-chungen und Ankündigungen für Filme, Fernsehsendungen und Bücher, die dem Thema Behinderung gewidmet sind, Foren zu diversen Themen, auf denen sich Betroffene austauschen können u.v.m.

Darüber hinaus besteht die Möglichkeit für eine Online-Beratung für Frauen mit Behinderung und Gewalterfahrung über Skype.

7.7 Trägerunabhängige Beratung zum Persönlichen Budget
Die Landesarbeitsgemeinschaft Selbsthilfe behinderter Menschen Bremen e.V. berät seit Anfang 2009 unabhängig über das Persönliche Budget. Die kostenlose Beratung richtet sich an Menschen mit Behinderung und deren Angehörige aus Bremen und Bremerhaven. Seit dem 1. Januar 2008 haben Menschen mit Behinderung einen Rechtsanspruch auf ein trägerübergreifendes Persönliches Budget. Dieser Anspruch ergibt sich aus den entsprechenden Regelungen im Sozialgesetzbuch (SGB IX) – Rehabilitation und Teilhabe. Dadurch können Empfänger von Sozialleistungen von den Rehabilitationsträgern anstelle von Dienst- oder Sachleistungen zur Teilhabe ein Budget wählen. Hieraus bezahlen sie die Aufwendungen, die zur Deckung ihres persönlichen Hilfebedarfes erforderlich sind. Damit werden behinderte Menschen zu Budgetnehmern, die den Einkauf der Leistungen eigenverantwortlich, selbständig und selbstbestimmt regeln können. Da diese neue Leistungsform viele Fragen aufwirft, hatte sich die Senatorin für Soziales dazu entschieden, ein Modellvorhaben zur trägerunabhängigen Beratung aufzulegen. Die LAGS Bremen wurde als eine von insgesamt drei unabhängigen Bremer Beratungsstellen ausgewählt. Weitere unabhängige Beratungsstellen: Selbstbestimmt Leben und Selbsthilfe Sozialzentrum Bremen Nord.

Ziel des Modellvorhabens war eine umfassende Information ratsuchender Menschen zur möglichen Umsetzung eines Persönlichen Budgets. Die Beratung bei der LAGS wurde u.a. von einer sozialrechtserfahrenen Anwältin durchgeführt. Das Beratungsangebot richtete sich zudem an Gehörlose. Hierzu wurde mit dem Landesverband der Gehörlosen eine Kooperationsvereinbarung getroffen, wonach dieser bei Beratungsanfragen von Gehörlosen kostenlos einen Gebärdensprachdolmetscher zur Verfügung stellte. Trotz der ausgelaufenen Förderung berät die LAGS Bremen selbstverständlich weiterhin und kostenlos alle Interessierten zum Thema.

7.8 EURO-WC Schlüssel über LAGS beziehbar
In öffentlichen Gebäuden, bei denen die technische Ausstattung einiger Toiletten speziell für die Benutzung von Menschen mit körperlichen Einschränkungen ausgestattet wurden, z.B. für Benutzer von Rollstühlen etc., sind diese Türen oft nur durch Verwendung gleichschließender Türschlösser begehbar. Hierzu benötigt man einen Euro-WC-Schlüssel, damit nur betroffene Menschen Zugang haben!

Ursprünglich wurden diese Toilettenanlagen auf Autobahn-Raststätten - auch in anderen europäischen Ländern - konzipiert. Es gibt derart gesicherte Anlagen zwi-schenzeitlich auch in öffentlich genutzten Gebäuden, in denen keine ständige Auf-sicht zur Verfügung steht, aber auch in größeren Einkaufszentren, in Veranstal-tungshäusern und einigen Gaststätten.

Menschen mit außergewöhnlichen Behinderungen, die eines der nachstehenden Merkzeichen im Schwerbehinderten-Ausweis haben, können - bei Vorlage einer Ausweiskopie (Vorder- und Rückseite) - problemlos einen Euro-WC-Schlüssel er-werben:

Rollstuhlfahrer (aG); Blinde (BL); Schwerbehinderte, die hilfsbedürftig sind (H); Sto-maträger ab (50%); und gegebenenfalls eine Begleitperson (B) benötigen; oder das Merkzeichen (G) und den Grad der Behinderung von 70% aufwärts bzw. 90% oder 100% im Ausweis haben.

An Multipler Sklerose (MS), Morbus Crohn oder Colitis ulcerosa erkrankte Menschen (die zum Teil keinen Ausweis oder nur 50 bzw. 60% haben) benötigen zusätzlich eine ärztliche Bescheinigung.

Der Selbstkostenpreis für einen Euro-WC-Schlüssel beträgt € 20,-

Sie erhalten diesen Schlüssel gegen Vorauskasse und Vorlage der Ausweiskopien über die Geschäftsstelle der LAGS. Ein Service der LAGS Bremen!

7.9 Entwicklung der Rechtsverordnungen zum Bremischen Behindertengleichstellungsgesetz (BremBGG)
Am 27. September 2005 traten die drei Rechtsverordnungen zum Bremischen Behindertengleichstellungsgesetz in Kraft. Es handelt sich dabei um die Gestaltung barrierefreier Informationstechnik und um die Gestaltung von Dokumenten für blinde und sehbehinderte Menschen sowie die Verwendung von Gebärdensprache und anderen Kommunikationshilfen im Verwaltungsverfahren.

Die Rechtsverordnungen waren mit einer Laufzeit bis zum 31.12.2010 ausgestattet. Daher wurde bereits Ende 2009 eine Arbeitsgruppe unter Beteiligung der LAGS Bremen e.V. eingerichtet, um die Folgenabschätzung der drei Rechtsverordnungen vorzunehmen. In einem ersten Schritt versuchten die Teilnehmer, Erfahrungen im Umgang mit den Verordnungen zu sammeln. Beim zweiten Treffen wurden konkretere Überlegungen und Vorschläge zu gewissen Veränderungen getroffen.

Das Kompetenzzentrum für die Gestaltung der Informationssysteme (www. ko-gis.bremen.de) hat in der Vergangenheit bereits einige Internetauftritte barrierefrei gestaltet. Dazu gehört neben den Bildbeschreibungen für Sehbehinderte beispiels-weise auch ein Video in Gebärdensprache für Gehörlose. Dieses Angebot könnte weiter ausgebaut werden, wünschenswert sind hier auch Texte in leichter Sprache. Bei den Dokumenten für Blinde und sehbehinderte Menschen wurde u.a. die meist unpassende Formatierung von Texten kritisiert, die z.B. mit MS Word verfasst wer-den. Zukünftig wäre ein Angebot auf CD oder als E-Mail angebrachter als die Aus-gabe auf Cassette oder in Punktschrift. 

Die Kommunikationshilfeverordnung, in der u.a. der Anspruch auf Gebärdensprachdolmetscher im Verwaltungsverfahren gesichert ist, wurde in den allgemeinen Ausführungen dahingehend angepasst, dass für Dolmetschereinsätze in den Bereichen Schule und Kindergarten ebenfalls ein Rechtsanspruch besteht. Die „Empfehlung zur Bezuschussung von Kosten für GebärdensprachdolmetscherInnen-Leistungen“, auf die in der Verordnung Bezug genommen wurde, existiert inzwischen bereits nicht mehr. Stattdessen wird in anderen Gesetzesbereichen nach dem Justizvergütungs- und Entschädigungsgesetz (JVEG) bezahlt. Dies wurde ebenfalls in der neuen Verordnung übernommen. Alle drei Rechtsverordnungen wurden in der aktuellen Version im Gesetzblatt der Freien Hansestadt Bremen vom 10. Dezember 2012 – H 3234 veröffentlicht und sind somit ein geltendes Recht.

8. Zusammenschluss verbandsklageberechtigter Verbände
Auf Einladung des Landesbehindertenbeauftragten, Dr. Joachim Steinbrück, treffen sich bei Bedarf Vertreter der Behindertenverbände, die auf der Landesebene die Berechtigung haben, bei Verstößen gegen Bestimmungen des Bremischen Behindertengleichstellungsgesetzes (BremBGG), das Mittel der Verbandsklage (§ 12 BremBGG) einzusetzen. Ziel ist es, durch eine bessere Abstimmung und Kooperation der berechtigten Verbände, einen optimalen Einsatz und Wirkung des Mittels der Verbandsklage zu erzielen. Gleichzeitig werden die Möglichkeiten der finanziellen Risiken beim Einsatz des Mittels der Verbandsklage optimiert und auf mehrere „starke Schultern“ verteilt.

Die Vertreter der Verbände verbindet ihre Absicht, dass BremBGG in der Öffentlichkeit und gegenüber der Politik mit Nachdruck zu vertreten und ihm mehr Geltung zu verschaffen. Dabei soll auch die Stellung des Landesbehindertenbeauftragten verstärkt und nachhaltig unterstützt werden.

Beteiligte Verbände sind: Blinden- und Sehbehindertenverein Bremen; Landesverband der Gehörlosen Bremen; LAG Selbsthilfe Bremen; Lebenshilfe Bremen, Selbstbestimmt Leben Bremen; Sozialverband Deutschland, LV Bremen. 
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